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HOCHSCHULE DARMSTADT vom 12. 7.1972

n  ,.R 8 oR Abs 1 Nr 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Hessen 
Gemäß § 36 Abs 1 wr i  geändert durch Gesetz vom 18. 5. 1971
vom 12. 5, 1970 (GVB1. I S. 315), zuletzt gea _V A 3 — 410/03 (2) -  66 -
(GVB1.1 S. 109), habe ich E r l a ß ^ H 0chschule Darmstadt beschlos- 
die am 12. 7.1972 vom Konvent der Techn' ŝ  Senat und zu den Fach-
sene Wahlordnung für die Wahlen zum K > genehmigt. Die Ent-
bereichskonferenzen der Technischen ^  Abs  ̂ ê^ er gatz wurde zurückge- 
scheidung über die Genehmigung des § 27 Abs. d leizici

, X g e b e  die Wahlordnung in der Fassung des Genehmigungserlasses bekannt.
► §*  ib s .  3 letzter Satz wird ebenfalls bekanntgemacht.

§ 1
Wahlverfahren, allgemeine Bestimmungen

aufgrund von Listen gewählt. Briefwahl ist zulässig.
enden iew6ils um 17.00 U

r i — “ oder  gesetz-
liehen Feiertag, so endet die Frist am nächsten Werktag.
(3) Arbeitstage sind die Werktage mit Ausnahme des Samstags.

(4) Die Wahlen werden an vo'n^TO Uhr"bis 16.00 Uhr
den nicht vorlesungsfreien Arbeitstagenm  der Zeit von
durchgeführt.

*

m

w  (1) Wahlorgane sind:
1. der Wahlvorstand,
2. der Kanzler als Wahlleiter.

§ 2
Wahlorgane /h

, . nnrrhführung der Wahlhandlung Wahlaus-
(2) Der Wahl Vorstand kann zur D
schüsse bestellen.
(3, Wahlvorstand und Wahlleiter können zur Erfüllung ihrer Aufgaben Hilfsper- 
sonen heranziehen (Wahlhelfer).
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fer sind zur unparteiischen und gewissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben ver­
pflichtet.
(5) Wahlbewerber und Vertrauensmänner für Wahlvorschläge dürfen nicht dem 
Wahlvorstand angehören.
(6) Zur Teilnahme an der Wahlhandlung und zur Mitarbeit im Wahlvorstand und 
in den Wahlausschüssen ist in angemessenem Umfang Dienstbefreiung zu ge­
w ähren^

§ 3
Wahlvorstand

(1) Der Wahlvorstand hat zehn ̂ Mitglieder.
(2) Dem Wahlvorstand gehören je zwei Vertreter der im K onv^t vertretenen 
Gruppen an (§ 14, Abs. 2 Universitätsgesetz vom 12. Mai 1970 — GVB1. I S. 324).

(3) Die Mitglieder des Wah'lvorstandes werden von den VertreternJhrer Gruppe 
im Konvent gewählt. Für jedes Mitglied ist zugleich ein Stellvertreter zu wählen.

(4) Wählt eine Gruppe die von ihr zu ^ s en d e n d e n  Mitglieder des Wahlvor­
standes nicht oder nicht rechtzeitig, werden die fehlenden Mitglieder des 
Vorstandes und ihre Vertreter vom Konventsyorstand gewa . le nac 
Gewählten müssen nicht der Gruppe angehören, die von ihrem Entsendung
in den Wahlvorstand keinen Gebrauch gemacht hat.
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(S) Scheidet ein Mitglied des Wahlvorstandes oder ein Vertreter vorzeitig aus 
erfolgt insoweit eine Ergänzungswahl nach Abs. 3. Erfolgt die Erganzungswahl 
nicht oder nicht rechtzeitig, gilt Abs. 4 entsprechend.

$

(6) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und d e o n
Vertreter sowie einen Schriftführer. Bei Stimmengleichheit entscheidet das m
jüngsten Mitglied zu ziehende" Los.' Bei der Wahl des Schriftführers ist sinnge­
mäß zu verfahren.man zu verianren.

JL'O) Der Wahlvorstand ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mit­
glieder anwesend sind. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit der ^wesenden.

(8) Soweit diese Wahlordnung nichts anderes bestimmt, richtet sich das‘Verfah­
ren des Wahlvorstandes nach den in § 9 des Hochschulgesetzes vom 12. Mai 19 
(GVB1.1 S. 315) enthaltenen Grundsätzen.

§ 4
Aufgaben des Wahlvorstandes

fl) Der Wahlvorstand ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchfuhr
r-ung der Wahl verantwortlich. Die~Xufgaben des Wahlleiters bleiben unberührt.

(2) Der Wahlvorstand nimmt die ihm durch diese Wahlordnung übertragenen 
Aufgaben wahr. Er beschließt über die Regelung von Einzelheiten, der Wahl­
durchführung._
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(3) Der Wahlvorstand beschließt insbesondere über 
4' i. die Bestimmung des Wahltermins und der Wahllokale,

X  2. den Termin zur Einreichung der Vorschlagslisten,
3. die Bildung von Stimmbezirken,
4. die Prüfung, Zulassung und Bekanntmachung der Vorschlagslisten,

4} 5. Einzelheiten der Offenlegung des Wählerverzeichnisses,
6. Berichtigungen des Wählerverzeichnisses nach § 9,
7. die Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses,
8. die Zuteilung der Sitze,
9. Wahlanfechtungen.
(4) Zu den Beschlüssen nach Abs. 3 Nr, 1. 2 und 5 ist die Zustimmung des Wahl^  
leiters erforderlich.

^  (5) Verhandlungen des Wahlvorstandes sind öffentlich. _§ 9 Abs. 5 des Universi­
tätsgesetzes gilt entsprechend. Für die Auszählung der Stimmen kann die 
fentlichkeit auch ausgeschlossen werden, wenn dies aus technischen Gründen 
oder zur Wahrung des Wahlgeheimnisses geboten ist.

(6) Beschlüsse des Wahlvorstandes sind durch Aushang und gegebenenfalls auf 
andere Weise universitätsöffentlich bekanntzumachen.

§ 5
Aufgaben des Wahlleiters

(1) Der Wahlleiter ist für die technische, Vorbereitung der Wahlen verantwort­
lich. Hierzu steht ihm das WahlamFzur Verfügung.
(2) Er sorgt insbesondere für die Erstellung des Wählerverzeichnisses, den Druck 
der Wahlbekanntmachung und der Stimmzettel.

§ 6
Aufgaben der Wahlausschüsse

Die Wahlausschüsse sorgen für die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl in 
ihrem Stimmbezirk nach Weisung des Wahlvorstandes.

§ 7
Wahlberechtigung (Aktives Wahlrecht),

M 
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(1) Wahlberechtigt sind
1. die Professoren,
2. die Dozenten, _
3 die wissenschaftlichen Bediensteten, ,
4. die S^dente^ZeTn^TsEH ^vB  § 46 Abs. 1 des Universitätsgesetzes an der

Hochschule immatrikuliert sind; .
5. die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter, d. h. die hauptberuflich an der Uni­

versität tätig«! sonstigen Beamten, Angestellten und Arbeiter; als hauptbe-
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'7 2 ,
ruüiche Tätigkeit gilt auch eine Teilzeitbeschäftigung, die mehr als die Hälfte 
der tarifrechtlich oder dienstrechtlich vorgesehenen Arbeitszeit umfaßt.

(2) .Entpflichtete Professoren, die mit der Vertretung ihrer Professur beauftragt 
sind, üben das Wahlrecht in der Gruppe der Professoren aus.

(3) Zu den Wahlberechtigten gehören auch solche Personen, die mit der Wahr­
nehmung der Aufgaben eines Professors, eines Dozenten oder eineswissenschaft- 
lichen Bediensteten beauftragt sind.
(4J) Wer in mehreren der in Abs. 1 aufgezählten Gruppen wahlberechtigt wäre, 
übt sein Wahlrecht in der Gruppe aus, die in der Aufzählung in Abs. 1 von den 
infrage kommenden Gruppen durch die jeweils niedrigste Zahl bezeichnet ist.

(5) Das Wahlrecht derjenigen Wahlberechtigten, die für das Semester beurlaubt 
sind, in dem die Wahl stattfindet, ruht.

§ 8

Wählbarkeit (Passives Wahlrecht)

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die der Universität im Zeitpunkt der 
Wahl mindestens sechs Monate angehöre^ (§ 14 Abs. 2 Satz 2 des Universitäts­
gesetzes).
(2) Für Studenten gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn sie im vorhergehen­
den Semesterin der Universität ordnungsgemäß immatrikuliert waren, und zwar 
ohne Rücksicht auf das Datum, an dem die Immatrikulation oder Rückmeldung 
im einzelnen erfolgt ist.

§ 9
Wählerverzeichnis

(1) Die Ausübung des Wahlrechts setzt_dle_Eintragung in 
v o r ^ r f ^ i n ^ c h u l g e s e t z e s ) .  Die Wirksamkeit der Erteilung von Wahl- 

—  6 Satz 2 bleibt unberührt. Das Wählerverzeichnis gliedert sich
' “" n f  Gruppen (I =  Profes- 

iaftlrche Bedienstete, V =
scheinen nach Abs. _ 
entsprechend § 4 Abs. 3 des Universitätsgesetzes i r y  
soren, II — Dozenten, III =  Studenten, IV — wissensc 
nichtwissenschaftliche Mitarbeiter).

(2) Drei Wochen vor dem Wahltermin wird das Wählerverzeichnis 
ES S a n ^ EdStens fünf nicht vorlesungsfreien Arbeitstagen vor der Schhe-
ßung offengelegt sein.
(3) Der Wahltermin ist so zu bestimmen, daß zwischen dem letzten Tag der 
meldefrist für Studenten und dem Tag, an dem das Wählerverzeichnis geschlos­
sen wird, mindestens fünf Arbeitstage liegen. .
(4) Die Eintragung eines. Studenten in das Wählerverzeichnis findet im Falle 
einer nachträglichen Immatrikulation oder Rückmeldung nach Ablauf des e z- 
ten Tages der allgemeinen Rückmeldefrist nicht mehr statt. Die Eintragung eines
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Professors, eines Dozenten, eines wissenschaftlichen Bediensteten oder eines 
nTSht^vissenschaftlichen Mitarbeiters in das Wählerverzeichnis findet nicht mehr 
statt wenn seine Einstellung, Anstellung oder Ernennung nach der Sf f l ießung 
^^Wählerverzeichnisses erfolgt. Ändert sich die Zugehörigkeit eines Wahlbe­
rechtigten zu einer Gruppe nach den in diesem Absatz genannten Zeitpunkten, 
übt er das Wahlrecht in der Gruppe aus, der er seTtherängenorte.

(5) Das Wählerverzeichnis muß durch Beschluß des Wahlvorstandes neu eröffnet 
und zu dem vom Wahl Vorstand zu bestimmenden Termin emeut geschlossen 
werden, wenn der Wahltermin verschoben oder die Wahl wiederholt wird.

(6) Gegen die Nichteintragung oder die Eintragung einer fals,chen_Gruppenzu- 
gehoHlkiiFii^fW ahlberechtigtcn in das Wählerverzeichnis kann von diesem 
während der OffenlegungjJes Wählerverzeichnisses Widerspruch beim Wählvor­
stand eingelegt werden. Gibt der Wahlvorstand dem Widerspruöh statt, erteilt 
er einen Wahlschein (§ 16 Abs. 1 Nr. 1).
(7) Gegen die Eintragung einer Person in das Wählerverzeichnis, die nicht wahl- 
berechtlitlst, k a n n ^ uedem r Wahlberechtigten während der Offenlegung des 
Wählerverzeichnisses W me^pruch_ beim Wahlvorstand eingelegt werden. Der 
Eingetragene soll dazu gehört werden. Beschließt der Wahlvorstand die Strei­
chung des Eingetragenen aus dem Wählerverzeichnis, ist dieser unverzüglich 
schriftlich (Einschreiben mit Rückschein) zu benachrichtigen. Er kann binnen 
einer Ausschlußfrist von fünf Tagen nach der Beschlußfassung des Wahlvorstan­
des Widerspruch beim Wahlvorstand einlegen. Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(8) Nach Schließung des Wählerverzeichnisses bedarf die Berichtigung offensicht­
licher Fihler, Unstimmigkeiten oder Schreibversehen von Amts wegen eines Be- 
schlüsses des Wahlvorstandes.__
(9) Wird ein Widerspruch durch den Wahlvorstand zurückgewiesen, kann der 
[Betroffene dagegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichtes herbeiführen. 
Die Klage ist gegen den Wahlvorstand zu richten.

§ 10
Verfahren zur Aufstellung der Wählerverzeichnisse

(1) Der Wahlleiter entscheidet — nach Bildung des Wahl Vorstandes in Benehmen 
mit diesem — in welcher Weise die Eintragung in das Wählerverzeichnis für Stu­
denten zu bewirken ist. Er kann dazu anordnen, daß die Formulare bei der Imma­
trikulation oder Rückmeldung entsprechend zu ergänzen sind. Dies gilt auch für 
die Benachrichtigung der Studenten von ihrer Eintragung in das Wählerverzeich­
nis 22~Abs. 6 des Hochschulgesetzes).

(2) Die Eintragung der Mitglieder der anderen Gruppen in das Wählerverzeich­
nis erfolgt aufgrund der in der Hochschule vorhandenen Personalunterlaggn. Die 
Benachrichtigungen können über die Hochschuleinrichtungen verteilt oder mit 
der Post übersandt werden.
(3) Das Wählerverzeichnis muß Name, Vorname, Geburtstag und Dienststelle 
oder Einrichtung bzw. bei Studenten Matrikelnummer enthalten.
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Zustellungen an Wahlberechtigte

§ 11

(1) Die Wahlorgane genügen der von ihnen zu fordernden Sorgfalt, wenn sie 
Wahlbenachrichtigungen, Wahlunterlagen oder sonstige individuelle Mitteilun­
gen an Wahlberechtigte an die Anschrift absenden, die aus dem Wählerverzeich­
nis oder aus den in der Universität vorhandenen Personalunterlagen ersichtlich 
ist.

(2) Es ist Sache des Wahlberechtigten, die Wahlorgane von Änderungen der Ab­
schrift zu benachrichtigen. Die Wahlorgane unid ihre Hilfskräfte sind nicht ver­
pflichtet, Nachforschungen zur Ermittlung der richtigen Anschrift einzuleiten, 
falls Postsendungen als unzustellbar zurückkommen. Sie sollen Nachforschungen 
anstellen, soweit dies ohne Vernachlässigung anderer Aufgaben möglich erscheint.

§ 12

Vorschlagslisten

(1) Jede Vorschlagsliste kann beliebig viele Bewerber enthalten. Sie soll nach 
Möglichkeit nicht weniger als^fünf Bewerber aufweisen. Die Reihenfolge 
der Bewerber muß aus der Vorschlagsliste ersichtlich sein.

(2) In einer Vorschlagsliste können jeweils nur Bewerber aus der Gruppe 
der Professoren, aus der Gruppe der Dozenten, aus der Gruppe der wissen­
schaftlichen Bediensteten, aus der Gruppe der Studenten oder aus der Grup­
pe der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter benannt werden. Bewerber, die 
in der jeweiligen Gruppe nicht wählbar sind, werden durch Beschluß des 
Wahlvorstandes von der Vorschlagsliste gestrichen.

(3) Die Vorschlagsliste muß den Namen und Vornamen des Bewerbers, sein 
G eburtsdatum und die Dienststelle oder den Fachbereich enthalten, in der er 
tätig ist oder studiert. Bei Studenten ist ferner die Matrikelnummer _ anzu­
geben.

(4) Mit der Vorschlagsliste ist die schriftliche Einverständniserklärung der 
in ihr genannten Bewerber zur Kandidatur auf diesem Wahlvorschlag vor­
zulegen. Die Benennung eines Bewerbers ohne Einverständniserklärung ist 
unzulässig.

(5) Ein j pewerber darf pur auf einer Vorschlagsliste genannt werden. Wird 
ein Bewerber mit seinem Einverständnis auf mehreren Listen genannt, ist er 
durch Beschluß des Wahlvorstandes auf allen zu streichen.

(6) Eine Vorschlagsliste wird nur zugelasssen, wenn sie von mindestens zehn 
Personen unterstützt wird, die in der jeweiligen Gruppe wahlberechtigt 
sindTDer Wahlbewerber kann die Vorschlagsliste, auf der er kandidiert, auch' 
selbst unterstützen.
Wer einen Wahlvorschlag nach Satz 1 unterstützt, hat dabei zu seiner Per­
son dieselben Angaben zu machen, die von Wahlbewerbern nach Abs. 3 ge­
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fordert werden. Soweit die Unterstützung von Wahl Vorschlägen durch listen­
mäßige Unterschrift erfolgt, sind die erforderlichen Angaben mit der Schreib-
maschine zu machen.--- --------
(7) Ein Wahlberechtigter kann nur eine Vorschlagsliste im Sinne von Abs. 
6 unterstützen; hat jemand mehrere Vorschlagslisten unterzeichnet, ist seine 
Unterschrift auf allen Vorschlagslisten ungültig.

(8) Eine Vorschlagsliste, die bei ihrer Einreichung im Sinne von Abs. 6 aus­
reichend unterstützt war, ist auch dann zugelassen, wenn Unterzeichner der 
Vorschlagsliste später erklären, daß sie diesen Wahlvorschlag nicht länger 
unterstützen.

(9) Um die Bearbeitung von Rückfragen des Wahlvorstandes und die Klä­
rung von Zweifelsfragen zu erleichtern, soll in jedem Wahlvorschlag ein Ver- 
trauensmann_unter Angabe seiner Anschrift und möglichst auch seines Fem- 
sprechanschlusses benannt werden. Falls keine besondere Benennung erfolgt, 
gilt der auf dem ersten Platz der Vorschlagsliste genannte Bewerber als Ver­
trauensmann des Wahlvorschlags. Der Vertrauensmann ist zur Abgabe und 
zum Empfang von Erklärungen gegenüber dem Wahlvorstand und dem Wahl­
leiter bevollmächtigt. Die Wahlorgane können jedoch in allen Fällen auch 
unmittelbare Erklärungen von den Bewerbern entgegenehmen und ihnen 
gegenüber abgeben.

§ 13
Prüfung der Vorschlagslisten

(1) Die Vorschlagslisten sind innerhalb der vom Wahlvorstand bestimmten 
Fristen (§ 4 Abs. 3 Nr. 2) beim Wahlamt einzureichen. Das Wahlamt vermerkt 
auFleder eingereichten Vorschlagsliste Tag und Uhrzeit des Eingangs, prüft 
die Vorschlagslisten auf ihre äußere Ördnungsmaßigkeit und Vollständig­
keit und weist gegebenenfalls auf Mängel hin. Bis zum Ablauf der nach § 4 
Abs. 3 Nr. 2 bestimmten Frist können Vorschlagslisten zurückgenommen, 
geändert oder ergänzt werden (§ 12 Abs. 9). Die Mitglieder des WahTvör- 
standes können während der Dienstzeit jederzeit beim Wahlamt Einblick 
in eingereichte Vorschlagslisten nehmen.

(2) Unverzüglich nach Ablauf der in § 4 Abs. 3 Nr. 2 genannten Frist tritt 
der Wahlvorstand zusammen, um die Vorschlagslisten zu prüfen und über 
ihre Zulassung zu entsdieiden; der Wahlvorstand kann die- Vorschlagslisten 
bereits nach ihrem Eingang prüfen und die Vertrauensmänner auf Mängel 
hinweisen.

(3) Wahlvorschläge, die verspätet eingereicht werden, oder den durch diese 
Wahlordnung aufgestellten Anforderungen nicht genügen, sind nicht zuzulas­
sen.

(4) Der Wahlvorstand benachrichtigt unverzüglich die Vertrauensleute der 
nicht zugelassenen Wahlvorschläge unter Angabe der Gründe, aus denen die Zu­
lassung versagt wurde.
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(5) Gegen die Nichtzulassung eines Wahlvorschlages kann binnen einer Aus-_ 
schlußfrist von fünf Tagen Widerspruch beim Wahlvorstand eingelegt werden. 
Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung des Wahlvorstandes.

(6) Abs. 4 und 5 gelten entsprechend, wenn der Wahlvorstand einzelne Be­
werber von der Vorschlagsliste streicht, diese im übrigen aber zuläßt.

(7) Die Reihenfolge der Listen wird durch das vom Vorsitzenden des Wahl­
vorstandes zu ziehenden Los bestimmt.

>  7  M 
• f t

8 -t § 14

Persönlichkeitswahl

(1) Wird für die Wahl aus einer Gruppe nur eine Liste eingereicht, so_wird 
.die Wahl als Persönlichkeitswahl durchgeführt. In diesem Fall werden sämt- 
liche~~Kändidaten der Liste auf dem Stimmzettel auf geführt. Jeder Wahl­
berechtigte kann so viele Kandidaten ankreuzen, wie Sitze zur Verteilung 
anstehen. Stimmenhäufung ist unzulässig.
i

(2) Die Zahl der zu wählenden Kandidaten bestimmt sich nach der Anzahl 
der Professoren im Zeitpunkt der Schließung des Wählerverzeichnisses.

(3) Die Verteilung der Sitze erfolgt nach der Anzahl der auf die Kandidaten 
entfallenden Stimmen; das gleiche gilt im Falle des Nachrückens beim Frei­
werden eines Sitzes sowie in den Fällen, in denen aufgrund der Veränderung 
der Anzahl der Professoren weitere Sitze zugeteilt werden. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das vom Vorsitzenden des Wahlvorstandes zu ziehen­
de Los.

§ 15

Wahlunterlagen

(1) Jeder Wahlberechtigte erhält die Benachrichtigung über seine Eintragung 
in das Wählerverzeichnis.

(2) Die Wahlunterlagen für die verschiedenen Gruppen der Wahlberechtigten 
sollen durch die Verwendung verschiedener Farben oder verschiedenfarbiger 
Aufdrucke unterscheidbar sein.
(3) Soweit Wahlvorstand und Wahlleiter es für erforderlich halten, kann 
den Wahlunterlagen ein Merkblatt beigefügt werden, das den Wahlberech­
tigten über Einzelheiten näher unterrichtet.
(4) Im übrigen sind der Wahltermin, die Besonderheiten des Wahlverfah- 
rens und die Art der Bekanntmachung von Entscheidungen des Wahlvor­
standes durch den Aushang einer gedruckten Wahlbekanntmachung an ge­
eigneten Stellen der Hochschule rechtzeitig bekanntzumachen. Außerdem 
sind die Bekanntmachungen beim Wahlamt offenzulegen. Die Wahlbekannt­
machung soll auch auf die voraussichtlichen Sitzungstermine und Sitzungs­
räume sowie die Geschäftsräume des Wahlvorstandes hinweisen.
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Wahlschein

(1) Einen Wahlschein erhält auf Antrag vom Wahl Vorstand

1. ein Wahlberechtigter, dessen Einspruch erst nach Schließung des Wähler­
verzeichnisses stattgegeben wird,
2. ein Wahlberechtigter, der von der Briefwahl Gebrauch machen will.

(2) Die Ausgabe von Wahlscheinen nach Abs. 1 Nr. 1 ist in einer Anlage zum 
Wählerverzeichnis, die Ausgabe von Wahlscheinen nach Abs. 1 Nr. 2 im 
Wählerverzeichnis selbst zu vermerken.

§ 17

Ausgestaltung der Formulare

(1) Soweit im folgenden nichts Näheres bestimmt ist, entscheidet der Wahl­
vorstand über die äußere Gestaltung der Wahlunterlagen.

(2) Für jede Gruppe (§ 7 Abs. 1) werden besondere Stimmzettel hergestellt. 
Auf dem Stimmzettel sind die Vorschlagslisten jeweils in d5i"“Reihenfolge 
der Losnummern (§ 13 Abs. 7) unter Angabe von Name, Vorname, Dienst­
stelle oder Fachbereich der an erster bis dritter Stelle genannten Bewerber 
aufzuführen. Bei Listen, die mit einem Kennwort versehen sind, ist auch das 
Kennwort anzugeben.

§ 18
Verlust von Wahlunterlagen

(1) Verschriebene oder unbrauchbar gewordene Stimmzettel oder Wahlum­
schläge sind nur gegen Rückgabe zu ersetzen.

(2) Wahlscheine und Wahlbenachrichtigungen werden nicht ersetzt.

§ 16

Wahlhandlung

(1) Der Wähler erhält vor Betreten des Wahllokales einen Stimmzettel und 
einen Wahlumschlag. Der Wahlvorstand (Wahlausschuß) trifft Vorkehrungen, 
daß der Wähler den Stimmzettel im Wahlraum unbeobachtet kennzeichnen 
und in den Wahlumschlag legen kann. Für die Aufnahme der Umschläge 
sind Wahlurnen zu verwenden. Vor Beginn der Stimmabgabe sind die Wahl­
urnen vom Wahlvorstand (Wahlausschuß) zu verschließen. Sie müssen so 
eingerichtet sein, daß die Umschläge nur durch einen Spalt im Deckel ein­
geworfen werden können. Für die einzelnen Gruppen sind getrennte Wahl­
urnen zu verwenden; es sei denn, daß die äußere Kennzeichnung der For-
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mulare und Wahlumschläge nach Überzeugung des Wahlvorstandes Ver­
wechslungen ausschließt (§ 15 Abs. 2).

(2) Solange der Wahlraum zur Stimmabgabe geöffnet ist, müssen mindestens 
drei Mitglieder des Wahlvorstandes (Wahlausschusses), die verschiedenen 
Gruppen angehören sollen, im Wahlraum anwesend sein.

(3) Vor Einwurf des Wahlumschlages in die Urne ist festzustellen, ob der 
Wahlberechtigte in das Wählerverzeichnis eingetragen ist. Zu diesem Zweck 
ist ein amtlicher Ausweis mit Lichtbild oder der Wahlschein vorzulegen. Die 
Wahlbenachrichtiguhg~sott"mFtgebracht werden. Der Wähler übergibt den 
Wahlumschlag dem mit der Entgegennahme der Umschläge betrauten Mit­
glied des Wahlvorstandes (Wahlausschusses), das ihn in Gegenwart des Wäh­
lers ungeöffnet in die Wahlurne legt. Die Stimmabgabe ist im Wählerver­
zeichnis zu vermerken.

(4) Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Wahlergebnis nicht 
unmittelbar nach Abschluß der Stimmabgabe festgestellt, so hat der Wahl­
vorstand (Wahlausschuß) für die Zwischenzeit die Wahlurne so zu verschlie­
ßen und aufzubewahren, daß der Einwurf oder die Entnahme von Stimmzetteln 
ohne Beschädigung des Verschlusses unmöglich ist.

Der Ort und die Art und Weise, in der Wahlurnen bei einer sich über mehre­
re Tage erstreckenden Wahlhandlung jeweils zur Nachtzeit verwahrt werden, 
wird vom Wahlvorstand im Einvernehmen mit dem Wahlleiter bestimmt. Bei 
Wiedereröffnung der Wahl und bei Entnahme der Stimmzettel zur Stim­
menzählung hat sich der Wahlvorstand (Wahlausschuß) davon zu überzeu­
gen, daß der Verschluß unversehrt ist.

(5) Nach Ablauf der für die Durchführung der Wahlhandlung festgesetzten 
Zeit dürfen nur noch die Wahlberechtigten abstimmmen, die sich in diesem 
Zeitpunkt im Wahlraum befinden. Der Zutritt zum Wahlraum ist so lange 
zu sperren,, bis die anwesenden Wähler ihre Stimme abgegeben haben. Sodann 
erklärt der Wahlvorstand (Wahlausschuß) die Wahlhandlung für beendet.

(6) Uber Zweifelsfragen, die sich bei der Wahlhandlung ergeben, entschei- 
det der Wahlvorstand.
(7) Der Wahlraum muß allen dort Wahlberechtigten während der Dauer der ^  
Wahlhandlung zugänglich sein. Der Wahlvorstand (Wahlausschuß) ordnet bei ^  
Andrang den Zutritt zum Wahlraum. Soweit die Durchführung der Wahl 
in Stimmbezirken Wahlausschüssen übertragen ist (§ 6 Abs. 1), haben alle 
Mitglieder des Wahlvorstandes, ihre Vertreter und der Wahlleiter das Recht 
der Anwesenheit in den Wahlräumen und bei den Verhandlungen der Wahl­
ausschüsse.

§ 20

Briefwahl

(1) Ein Wahlberechtigter, der von der Brief wähl Gebrauch machen will, hat 
den Antrag big zur Schließung des Wählerverzeichnisses beim Wahlamt zu
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stellen. Die Briefwahlunterlagen (Wahlschein. Stimmzettel, Wahlumschlag, 
Wahlbriefumsdilag) werden auf Antrag dem Wahlberechtigten ausgehändigt 
bzw. rechtzeitig vor der Wahl zugesandt.
(2) Der Wahlvorstand kann Ausnahmen von der in Abs. 1 Satz 1 bezeich- 
neten Frist zulassen, sofern dafür ein wichtiger Grund vorliegt.

_____ __
(3) Der Wahlberechtigte kennzeichnet persönlich und" unbeobachtet seinen 
Stimmzettel, legt ihn in den Wahlumschlag und verschließt diesen. Er un­
terschreibt folgende

Erklärung zur Briefwahl
Den beigefügten Stimmzettel 
habe ich persönlich gekennzeichnet 
......................  , den ..............

(Unterschrift des Wählers)
und legt diese mit dem verschlossenen Wahlumschlag und dem Wahlschein 
in den Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahlbriefumschlag und übersen­
det den Wahlbrief durch die Post an die vorgedruckte Anschrift
(4) Der Wahlbrief kann auch während der Dienststunden in der Dienststelle 
des Wahlleiters oder an einem anderen vom Wahlvorstand bestimmten, uni­
versitätsöffentlich bekanntgemachten Ort abgegeben werden. In diesem Fall 
vermerkt der zur Annahme Berechtigte Tag und Uhrzeit des Eingangs auf 
dem Wahlbrief und zeichnet den Vermerk ab.
(5) Die Stimmabgabe gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn der Wahlbrief dem 
Wahlvorstand im Wahllokal oder der von diesem sonst bezeichneten Stelle 
bis zum Ablauf der für die Durchführung der Wahlhandlung festgesetzten 
Zeit zugegangen ist.
(6J Vorzeitig eingehende Wahlbriefe dürfen erst am Tage der Auszählung 
unter Aufsicht des Wahl vor Standes oder des von diesem damit beauftragten 
Wahlausschusses geöffnet werden (§ 22 Abs. 1). Bis dahin sind sie nach Wei­
sung des Wahlvorstandes verschlossen sicher aufzubewahren.

§ 21
Wahlmaschinen

(1) Soweit das Wahlgeheimnis und die Sicherheit der Feststellung des Wahl­
ergebnisses nicht beeinträchtigt werden, kann nach Beschluß des Wahlvor­
standes die Stimmabgabe in einzelnen oder allen Stimmbezirken mit Hilfe 
von Wahlmaschinen erfolgen.

(2) In diesem Fall bestimmt der Wahlvorstand das Verfahren im einzelnen 
unter Beachtung der in dieser Wahlordnung niedergelegten Grundsätze im 
Einvernehmen mit dem Wahlleiter.

§ 22
Auszählung

(1) Nach Schluß der Wahl erfolgt die Auszählung der Stimmen. Die Wahlur­
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nen werden geöffnet, die Zahl der in der Urne enthaltenen Wahlumschlage 
wird mit der Zahl der nach dem Wählerverzeichnis abgegebenen Stimmen 
verglichen.
(2) Die auf jede Vorschlagsliste entfallenen gültigen Stimmzettel werden zu­
sammengezählt.

(3) Ungültig sind Stimmzettel
1. die nicht in einem amtlichen Wahlumschlag__abgegeben sind,
2. die als nicht amtlich erkennbar sind,
3. die nicht gekennzeichnet sind, . ...
4. aus denen sich der Wille des Wählers nicht zweifelsfrei ergibt,
5. die einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten.
(4) Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltenen Stimmzettel die gleich­
lauten, werden als eine Stimme gezählt. Sind sie unterschiedlich gekennzeichnet, 
zeichnet, ist die Stimmabgabe ungültig.
(51 Stimmzettel über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit dei Wahlvorstand 
besdüießt,* 2 3 * 5weil sie zu Zweifeln Anlaß geben, sind mit fortlaufender Nummer 
zu versehen und von den übrigen Stimmzetteln gesondert bei de 
unterlagen aufzubewahren.

§ 23
Auszählung der Bricfwahlstimmen

(11 Die Mitglieder des Wahlvorstandes oder des damit beauftragten Wahl- 
aussdmsses öffnen die eingegangenen Wahlbriefe einzeln und entnehmen 
ihnen den Wahlschein und den Wahlumschlag.
(21 Leere Wahlbriefe sowie Wahlbriefe, bei denen der Wahlschein, die Er­
klärung zur Briefwahl oder der Wahlumschlag fehlen, gelten nicht als Stimm­
abgabe. Sie werden gesondert verwahrt.
(3) Wahlscheine und Wahlbriefe werden gezählt, die Wahlscheine mit den 
Eintragungen im Wählerverzeichnis verglichen.
(41 Soweit sich Beanstandungen nicht ergeben, werden Wahlscheine und 
Wahlumschläge getrennt. Die Wahlumschläge 'sind m Urnen zu legen, 
mit bei der Öffnung des Wahlumschlags Rückschlüsse auf den aus der Wahl- 
benariirkbtigung elichtlidien Namen des “ reehtigten n ^ t  gezogen 
werden können. Die Wahlumschläge können für diesen Zweck auch in die 
zur Urnenwahl nach § 19 benutzten Urnen gelegt werden.

(5) Für die Auszählung gilt § 22 entsprechend.

§ 24

Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Sofern Wahlausschüsse eingesetzt werden, prüft der Wahlvorstand die Wahl-
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niPrlprSchriften der Wahlausschüsse, entscheidet über Zweifelsfälle und stellt die 
rp tam to h  der abgegebenen Stimmen, die Zahl der ungültigen Stimmen und die 
z a h " “ d i  auf die zugelassenen Vorschlagslisten entfallen stnd, fest.

-nip Zuteilung der auf die einzelnen Wahlvorschläge der Gruppen nach Maß- 
k 91 A§hs 2 de. Hochschulgesetzes entfallendenMandate erfolgtnach 

i m  HöctJteählveffiEreinaTlMät). Dazu werden die S tlnunanaM ^cU e die 
einzelnen Vörichlagslisten erhalten haben, so
so viel Hö^tzahlen_ermiUeU sind, jwie_Sitze in der jeweiligen G w p e z u  ver_ 

hende Los.
(3) Erklärungen, die Wahlbewerber

_ r oi Ah. 2 des Hochschulgesetzes zuzuteilenden
t e l i ä [ w g d e n j ^ ^

Amtszeit dieses Konvents vakant, 

benachrichtigen.

§ 25

Wahlniederschrift

5 ) ü*er die
ten zu fe^getuS^e werden jeweils vom Vorsitzenden des Wahlvorstandes (Wafl- 
äusschusses) und einem Mitglied (Schriftführer) unterzeichn .

(2) Die Wahlniederschriften sollen insbesondere den Gang der Wahlhandlung 
aufzeidhnen und besondere Vorkommnisse vermerken.

(3) Die Stimmzettel, Wahlscheine und 5“ f̂  des Wahl-
Feststellung des Wahlergebnisses zu bündeln' ™dfüdfl N‘ea 
Vorstandes über seine Verhandlung nach § 24 beizufugen.

,«  Die Wahlsledersdiri f t ^  nebst Anlagen
Der Wahlleiter hat sie wahrend der Am szei AKs'T öEliegenden Kntschei-
t r 'f f lu S f iS T d S r J n te r la g e n  die ihm nach § 27 Abs. 2 oblieg
düngen.
(5) Die Unterlagen dürfen erst vernichtet werden^obald ein neugewählter Korn 
vent erstmals zusammengetreten ist.
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Wahlprüfung

§ 26

(1) Wird vom Wahlleiter oder einem Wahlberechtigten geltend gemacht;, daß bei 
der Wahl gegen zwingende Vorschriften der Gesetze oder dieser Wahlordnung 
verstoßen sei, tritt der Wahlvorstand in ein Wahlprüfungsverfahren ein. Per,An- 
trag dazu kann nur innerhalb von 10' Arbeitstagen nach der Bekanntmachung des 
Wahlergebnisses gemäß § 23 Abs. 5 gestellt werden.

(2) Eine Anfechtung der Wahl mit der Begründung, daß ein Wahlberechtigter 
an der Ausübung seines Wahlrechts gehindert gewesen sei, weil er nicht oder 
nicht mit der richtigen Gruppenzugehörigkeit in das Wählerverzeichnis eingetra­
gen wurde, oder daß eine Person an der Wahl teilgenommen habe, die zwar in 
das Wählerverzeichnis eingetragen, aber nicht wahlberechtigt war, findet nur 
dann statt, wenn dieser Grund bereits gern. § 9 geltend gemacht worden ist.

(3) Kommt der Wahlvorstand im Wahlprüfungsverfahren zu der Überzeugung, 
daß die behaupteten, von dem Antragsteller glaubhaft zu machenden Verstöße 
oder Formfehler das Ergebnis der Wahl beeinflußt haben können, ordnet er eine 
Wiederholungswahl ganz oder für einzelne Gruppen oder für einzelne Stimmbe­
zirke oder für einzelne Gruppen in einzelnen Stimmbezirken an. Die Entschei­
dung nach Satz 1 trifft der Wahlvorstand mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Der 
Beschluß ist schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver­
sehen und dem Antragsteller zuzustellen (Postzustellungsurkunde).

(4) Die Tätigkeit des Wahlvorstandes endet, sofern keine Einwendungen im 
Wahlprüfungsverfahren erheben werden, nach Ablauf der im Abs. 1 Satz 2 ge­
nannten Frist, ansonsten nach unanfechtbar gewordener Entscheidung im Wahl­
prüfungsverfahren bzw. nach Abschluß der Wiederholungswahl. Läuft ein Ver­
fahren gern. § 9 Abs. 9, endet die Tätigkeit des Wahl Vorstandes mit der Beendi­
gung dieses Verfahrens.

§ 27

Nachrücken von Wahlbewerbern

(1) Das Ausscheiden eines Wahlbewerbers, dem ein Sitz zugeteilt wurde, ist dem
Wahlleiter anzuzeigen.»------------'
(2) Der Wahlleiter stellt fest, wer anstelle des Ausgeschiedenen nachrückt. 3

»

(3) Sind auf einer Vorschlagsliste Bewerber, die nachrücken könnten, nicht mehr 
vorhanden, bleibt der Sitz bzw. bleiben die Sitze für die restliche Amtszeit des 
Konvents unbesetzt. Sind auf diese Weise mehr als 50 °/o der Sitze einer Gruppe 
unbesetzt, findet für den Rest der Amtszeit, sofern diese mehr als 9 Monate be- 
trägt, eine Ergänzungswahl innerhalb dieser Gruppe statt. Besetzte Sitze werden 
von der Erganzungswahl nicht berührt.
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II. WAHLEN DER DOZENTEN UND DER WISSENSCHAFTLICHEN 
BEDIENSTETEN UND DER STUDENTEN ZUM SENAT

§ 28

(1) Für die Wahlen der Dozenten und der wissenschaftlichen Bediensteten zum 
Senat gelten die §§ 1 bis 27 entsprechend.

(2) Die Wahlen werden gleichzeitig und zusammen mit den Wahlen zum Kon­
vent durchgeführt.-

(3) Der Wahlvorstand und die Wahlausschüsse für die Wahlen zum Konvent sind 
auch zuständig für die Wahlen zum Senat.

(41) Für die Wahlen zum Senat sind zur Unterscheidung von den Wahlen zum 
Konvent farblich unterschiedliche Stimmzettel zu verwenden.

(5) Der Wahlvorstand soll Vorkehrungen dafür treffen, daß die Stimmenabgabe 
für die Wahlen zum Senat in dem Stimmlokal, in dem die Stimmenabgabe für die 
Wahlen zum Konvent erfolgt, vorgenommen werden kann. Falls erforderlich, 
können für die Stimmenabgabe für die Wahlen zum Senat gesonderte Urnen 
verwendet werden.

§ 29

Die Vertreter der Studenten für den Senat werden gemäß § 17 Nr. 2 Universi­
tätsgesetz vönTStudentenparlament gewählt.

III. WAHLEN ZU DEN FACHBEREICiyj||QNFEIggJ2£!^

§ 30

Wahlen zu den Fachbereichskonferenzen

Für die Wahlen der Dozenten, der wissenschaftlichen Bediensteten, der Studen­
ten und der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter zu den Fachbereichskonferenzen 
gelten die §§ 1 bis 26 entsprechend, sofern nachfolgend nichts anderes bestimmt 
ist. ' i ?

§ 31

Zeitpunkt der Wahlen

(1) Die Wahlen zu den Fachbereichskonferenzen spllen gleichzeitig und nach Mög­
lichkeit zur gleichen Zeit wie die Wahlen zum Konvent' durchgeführt werden.

(2) Finden die Wahlen zu den Fachbereichskonferenzen getrennt von den Wah­
len zum Konvent statt, kann für mehrere oder alle Fachbereiche ein gemeinsamer 
Wahlvorstand gebildet werden. Der oder die gemeinsamen Wahlvorstände wer­
den in diesem Fall auf Antrag der betreffenden Fachbereiche vom Senat ge-
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wählt. Die betreffenden Fachbereiche sollen dem Senat Vorschläge für die Be­
setzung des Wahlvorstandes vorlegen.

(3) Finden '

S f e = : . Ä X ”-
Wahlen zum Konvent bestimmten Stimmlokalen statt.

§ 32
Wahlvorstand

a> Der Ä

g S Ä Ü f «  weder M tg,ied  noA
Vertreter müssen der Fachbereichskonferenz angehoren.

(2) Wählt eine Gruppe die von ihr
glieder nicht oder nicht recMzci ig, Fachbereichskonferenz benannt. In die- 
Vorstandes und ihre Vertreter vo r  angehören, die von ihrem
sem Falle müssen die Benannten nicht der Gruppe angenoren,
Entsendungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.

. w v
(3) Wahlausschüsse werden nicht gebildet.

§ 33 1
Erklärung über das Wahlrecht

wonem~F^üTdIese ErklärungTruht das^assive Wahlrecht,

(2) Üas gleiche gilt für Studenten, die keine Erklärung über ihre Fachbereichs­
zugehörigkeit abgegeben haben.

§ 34 i  . *
Vorschlagslisten

Eine Vorschlagsliste wird nur zugelassen wenn sie von ^ g l n d l ’n

eine “ ung
nicht erforderlich.

§ 35
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

h”
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oder aufgrund dieser Unterlagen ihm nach § 27 Abs. 2 obliegenden Entseheidun- 
zu treffen. Er kann sich hierzu der Unterstützung des Wahlamts bedienen.

§ 36
Nachrücken von Wahlbewerbern

m  Wird das vom Universitätsgesetz vorgesehene Verhältnis der Gruppen in dei 
Fachbereichskonferenz durch das Ausscheiden eines M Jtg h e d e s .k ^ A m |s  ge- 
. 7 . 7 ,icammensetzung der Fachbereichskonferenz in der Weise neu
zu bestimmen daß die Mitgliedschaft der gewählten Vertreter der anderen Grup- 
" n e "  dem Wahlergebnis die Sitze zuletzt -ge te ilt wurden Spange 
ruht, bis die Zahl der Mitglieder kraft Amtes dm ursprüngliche Zahl wieder 
erreicht.

Erhöht sich die Zahl der Mitglieder kraft Amtes, rücken die Bewerber aus
?  „ T o " s lf s te n  der ander*  G r Ä n ä c h ,  die erforderhch .n d  u m ^  e
durch das Universitätsgesetz bestimmten Zusammensetzungen der Fachbereichs 
konferenz wieder zu erreichen.
(3) Die Feststellungen nach Abs. 1 und Abs. 2 trifft der D ek ^d es Fachbereiches. 
Er kann sich hierzu der Unterstützung des Wahlamtes bedienen.

IV. ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

§ 37

Ris zum Zeitpunkt, an dem die Organe gemäß § 48 Abs. 2 Universitätsgesetz nach 
den allgemeinen Bestimmungen gebildet sind, setzt sich der Wahlvorstand für 
die Wahlen zum Konvent § * der Wahlordnung! t a  “ mn zumKon^

di^V ^il^^u^n^adhbereidi'skonferenzen gemäß § 3 der Wahlordnung für die 
Wahlen zu den Fachbereichskonferenzen der Universitäten v • •
(GVBl. I S. 5) zusammen. Das Wahlverfahren für die Mitglieder des Wahlvor 
Standes richtet sich nach den Vorschriften dieser Wahlordnung.

§ 38

vor der Überleitung in die neue Personalstruktur mnegehabt haben.

V. SCHLUSSBESTIMMMUNGEN

§ 39
t-v ui brauner tritt nach Beschlußfassung im Konvent und nach der Geneh-
«  d u ^ r  K— ister mit ihrer Veröffentlichung im Staatsanzeiger
des Landes Hessen in Kraft.


